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Z wischen den ampelparteien 
droht neuer Streit über das Bür-
gergeld. nach Berechnungen aus 
dem Bundessozialministerium 

Die Preise steigen nur  
moderat, deshalb  wird das 
Bürgergeld 2025 wohl 
nicht erhöht. Schon droht 
der nächste ampel-Streit. 
Von Katja Gelinsky, 
 Berlin

Bürgergeld-Nullrunde ärgert Grüne

Jobcenter und  Agentur für Arbeit in Bochum foto action Press

jpen. frankfurt. Der leichte kon-
junkturelle aufwärtstrend in Deutsch-
land ist vorerst gestoppt. Das zeigt der 
am Montag veröffentlichte ifo-index 
an. nach drei anstiegen hintereinan-
der stagnierte Deutschlands wichtigs-
tes konjunkturbarometer im Mai nun 
auf 89,3 Punkten. Die rund 9000 be-
fragten unternehmen berichteten im 
Durchschnitt zwar von etwas verbes-
serten aussichten für die kommenden 
sechs Monate. ihre aktuelle geschäfts-
lage aber bewerteten sie schlechter als 
noch im Vormonat. 

auffällig ist die schwache entwick-
lung der Dienstleistungsunternehmen. 
„industrie, Handel und Bau erholen 
sich, während die Dienstleister einen 
Dämpfer bekommen“, berichteten die 
ifo-Volkswirte. Damit setzt sich der 
trend fort, dass die Deutschen ihr 
geld trotz geringerer inflation und 
steigenden einkommen zusammen-
halten. im ersten Quartal des Jahres 
war der private konsum zum Vorquar-
tal um 0,4 Prozent  zurückgegangen – 
die Sparquote jedoch deutlich gestie-
gen. Dies hatte dazu geführt, dass das 
Bruttoinlandsprodukt in den ersten 
drei Monaten trotz zunehmender in-
vestitionen und stärkerer exporte nur 
moderat um 0,2 Prozent zum Vorquar-
tal gewachsen war.  

Dienstleistungsbranchen 
lähmen die Wirtschaft
ifo-index stagniert / Starker aufschwung bleibt aus

Kaum verändert
Ifo-Geschäftsklimaindex, 2015 = Index 100

S chon im ersten Semester lernen 
angehende  Wirtschaftswissen-
schaftler, dass eine gesamtwirt-

schaftliche nachfrage, die hinter dem 
angebot zurückbleibt, identisch ist 
mit den nettoexporten einer Volks-
wirtschaft, das heißt der Differenz von 
exporten und importen. Diese banale 
erkenntnis scheint einigen in europa 
abhandengekommen zu sein: Jeder 
export ist offenbar eine „Überkapazi-
tät“. Deutschland beispielsweise ex-
portierte im vergangenen Jahr  güter 
im Wert von knapp 1,6 Milliarden 
euro in die Welt, immerhin fast 40 
Prozent des gesamten deutschen in-
landsproduktes. eine Menge „Über -
kapazitäten“ für die importländer! 
Dabei sind sie ausdruck unserer inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit, auf 
die wir zu recht stolz sein können.
 Sie sichern unseren heimischen Wohl-
stand. 

China war auch 2023 wieder ex-
portweltmeister gemessen am absolu-
ten Wert seiner exporte. Diese inter-
pretation muss allerdings relativiert 
werden, betrachtet man die nettoex-
porte, also exporte minus importe. in 
Deutschland betrug dieser indikator 
immerhin mehr als 200 Milliarden 
euro, rund 5 Prozent des Bruttoin-
landproduktes. Die Vergleichszahl für 
China liegt nur bei 1,2 Prozent und ist 
damit auch niedriger als die rund 
2 Prozent der  eu.

Selbst wenn man nur die exporte 
relativ zur Wirtschaftsleistung misst, 
liegt Deutschland mit besagten 40 
Prozent weit vorne, während es in 
China nur knapp 20 Prozent sind. 
unser Wohlstand hängt offenbar im 
deutlich höheren Maße von den ex-
porten ab, als das für China der fall 
ist. Wir sollten deshalb äußerst vor-
sichtig sein, anderen ihre „Überkapa-
zitäten“ vorzuhalten. anderseits er-
wirtschaftet China im Handel mit der 
eu einen deutlichen Handelsüber-
schuss. Deutschland etwa  hatte 2023 
einen importüberschuss aus China 
von knapp 60 Milliarden euro,   etwas 
weniger als unser exportüberschuss 
im Handel mit den uSa von mehr
 64 Milliarden euro. Sind chinesische 
exportüberschüsse mit Deutschland 
und deutsche gegenüber den uSa ver-
werflich? 

nein, jedenfalls nicht von einem 
marktwirtschaftlichen Standpunkt 
aus. internationaler Handel basiert 
auf dem Prinzip komparativer kosten- 

oder Qualitätsvorteile. Weder unter-
nehmen noch konsumenten sind 
schließlich gezwungen, ausländische 
Produkte zu kaufen. Vielmehr folgt 
das kaufverhalten ökonomischer ra-
tionalität. Würden wir die aus China 
bezogenen Waren selbst herstellen, 
wäre unser Lebensstandard niedriger, 
weil die kosten höher wären. Das 
gegenargument hierzu lautet, dass 
China sich nicht an die marktwirt-
schaftlichen regeln hält, sondern mit 
hohen Subventionen ermöglicht, dass 
seine eigenen unternehmen ihre Pro-
dukte auf dem Weltmarkt zu Dum-
pingpreisen anbieten können, bei-
spielsweise bei elektroautos. 

Selbstverständlich subventioniert 
China seine industrie, das ist gewis-
sermaßen die Dna des Staatskapita-
lismus. allerdings wird oft übersehen, 
dass die eu wie auch die uSa selbst in 
den vergangenen  Jahren ihre Subven-
tionen sehr stark erhöht hat, wohl um 
der chinesischen Subventionspolitik in 
Zeiten geopolitischer Spannung etwas 
entgegenzusetzen. Der amerikanische 
„inflation reduction act“ und der 
europäische „net Zero industry act“ 
sind ausdruck dieser Politik. Von den 
Subventionen für den europäischen 
agrarmarkt redet man lieber gar 
nicht.

aktuelle analysen, beispielsweise 
des internationalen Währungsfonds, 
kommen zum ergebnis, dass sich eine 
tit-for-tat-Strategie zwischen den 
Wirtschaftsblöcken entwickelt hat. 
Mit anderen Worten: Wir erleben 
einen Subventionswettlauf zwischen 
China, der eu und den uSa.  ange-
sichts dieser entwicklung ist es  nicht 
mehr gewiss, dass China derzeit tat-
sächlich so viel mehr subventioniert 
als die uSa und die eu, wie das noch 
vor einigen Jahren der fall war. eine 
Vermutung, die aktuelle Daten des 
global trade alert bestätigen. So er-
scheint es mehr als fraglich, dass die 
von der eu-kommission eingeleitete 

untersuchung, die die einfuhr von 
chinesischen elektroautos mit „Straf-
zöllen“ belegen könnte, ein Schritt in 
die richtige richtung ist. ist der nach-
holbedarf in Sachen elektroautos und 
anderer Produkte nicht vielmehr aus-
druck der europäischen Wettbewerbs-
schwäche? Diese nun mit der klage 
über chinesische „Überkapazitäten“ 
zu übertünchen wirkt dürftig. Markt-
wirtschaftliche Lösungen sehen an-
ders aus.

Bundeskanzler Olaf Scholz hat im 
einklang mit den Spitzenvertretern 
der deutschen automobilindustrie 
ganz recht, sich von den protektionis-
tischen gebärden der eu – sowie 
denen des französischen Präsidenten 
emmanuel Macron – abzusetzen. er 
nimmt die chinesische Herausforde-
rung an. Die deutsche automobil-
industrie arbeitet hart daran, die  
Wettbewerbslücke gegenüber China 
wieder zu schließen –  anstatt neue 
Handelsbarrieren aufzubauen. Die 
autokonzerne haben verstanden: in 
dem Maße, wie sie von China abhän-
gen, hängt China auch von ihnen ab. 
Wechselseitige abhängigkeit ist festes 
element der Wirtschaft und des Han-
dels, international wie auch im inland.

Die eu sollte diese Haltung drin-
gend übernehmen. Stattdessen setzt 
die deutsche Präsidentin der europäi-
schen kommission, ursula von der 
Leyen, auf Protektionismus. Dies kann 
nicht im deutschen oder im europäi-
schen interesse sein. Die damit ver-
bundene Wagenburgmentalität der 
fehlenden „Wertepartnerschaft“ mit 
China hilft wenig weiter. Die eu muss 
sich aufmachen, die Wettbewerbs -
fähigkeit und innovationskraft der 
eigenen unternehmen und Märkte zu 
stärken.

 unser Problem mit China sind nicht 
„Überkapazitäten“. Vielmehr öffnet 
China seine Märkte nach wie vor nur 
sehr zögerlich für europäische Produk-
te. auch sind europäische unterneh-
men im chinesischen inlandsmarkt 
gegenüber einheimischen immer noch 
benachteiligt. Die eu sollte China als 
Partner auf augenhöhe begegnen und 
sich für faire Marktzugänge einsetzen. 
ein Handelskrieg mit China hingegen 
wäre verheerend.

Horst Löchel  ist Professor für Volkswirtschafts-
lehre an der Frankfurt School of Finance & 
Management und Ko-Vorsitzender des dort 
ansässigen Sino-German Center e. V.
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Das Gespenst der chinesischen 
„Überkapazitäten“

Von Horst Löchel

Selbstverständlich
subventioniert China

seine industrie, 
das ist  gewissermaßen 

die Dna des 
Staatskapitalismus.
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